
 
 

4. Es gibt viel mehr Flüchtlingshelfer als Anhänger von Pegida
“Es gibt viel mehr Flüchtlingshelfer als Anhänger von Pegida”
Kann man mit der Forderung nach offenen Grenzen Wahlkampf machen? Ein Gespräch mit 
der hessischen Spitzenkandidatin Janine Wissler über den Streit mit Sahra Wagenknecht. 
[…]
Es gibt einen Unterschied zwischen Positionen, an deren Umsetzung wir jetzt im Moment 
ganz konkret arbeiten, und solchen, die unser Selbstverständnis beschreiben. Man kann auch 
Lohnarbeit grundsätzlich als eine Form von Ausbeutung infrage stellen und trotzdem mit 
den Gewerkschaften um höhere Löhne kämpfen. Es gibt konkrete Verbesserungen, die wir 
als erste Schritte vorschlagen, wie die Ermöglichung des Familiennachzugs, und solche, die 
weitergehend aber ebenso richtig sind. Und so allein stehen wir mit der Forderung nach 
offenen Grenzen gar nicht da: Nehmen Sie den Bürgermeister von Palermo auf Sizilien. In 
dessen Hafen kommen jeden Tag Hunderte oder Tausende Flüchtlinge an. Und trotzdem 
sagt der: Sein Ziel ist, dass Freizügigkeit ein universelles Menschenrecht ist. Dieses linke 
Selbstverständnis zu formulieren, dass der Mensch zählt und nicht der Pass, dass kein 
Mensch illegal ist, finde ich wichtig und entscheidend, auch wenn es erst mal um 
Zwischenschritte dorthin geht. Im Übrigen will und wird nicht jeder nach Deutschland 
kommen. Die Menschen, die fliehen, haben dafür sehr ernste Gründe.
Quelle: ZEIT
Anmerkung unseres Lesers Roland Kahl: Liebe Janine Wissler,
Mittlerweile sollten sogar die Naivsten begriffen haben, dass zu viel Zuwanderung der 
Hauptgrund für den Einzug der AfD in den Bundestag war. Zu viel Zuwanderung hat in 
Großbritannien UKIP und den Brexit zum Erfolg verholfen, ganz Osteuropa nach rechts 
getrieben und erheblich dazu beigetragen, dass Trump die USA regiert. Italien ist u.a. 
durch zu viel Zuwanderung weit nach rechts gedriftet, ebenso wie Frankreich und die 
Niederlande. Österreich, Ungarn und Polen werden bereits von Rechten regiert.
Zu viel Zuwanderung treibt die Mehrheit auf die Barrikaden. Wer die Mehrheit als Nazis 
tituliert, nutzt das Wort und seine Wirkung ab. Es ist den vielen Zuwanderungsgegnern 
bereits jetzt größtenteils egal, ob sie als Nazis tituliert werden – zumal es ja auch Unsinn 
ist. Denn die meisten Zuwanderungsgegner haben neben der z. T. kulturellen 
Inkompatibilität einen weiteren rationalen Grund, gegen Zuwanderung zu sein: Das 
Problem der Zuwanderung sind die massiven ökonomische Konsequenzen, die man in den 
letzten Jahren feststellen konnte, und die bei weiterer Zuwanderung in Zukunft noch 
extremer werden. Fassen wir die Probleme zusammen:
Jeder Mensch braucht eine Wohnung. Da es Zuwanderer in die Städte zieht (wo es größere 
Jobchancen und mehr Landsleute gibt), tragen sie ganz erheblich zu explodierenden Mieten 
bei einfachen Wohnungen bei. Zuerst traf es die finanzielle Unterschicht. Seit einigen 
Jahren trifft es die Mittelschicht. Ein Umzug bedeutet fast immer eine massiv höhere Miete. 
Für die finanziell Schwächsten ist Zuwanderung am Wohnungsmarkt verheerend. Für 
Vermieter ist Zuwanderung ein Traum, denn Vermietungen laufen wie Versteigerungen, 
weil die Nachfrage viel höher ist als das Angebot.
Zuwanderer brauchen Arbeit. In ihrer Not nehmen sie jeden noch so schlechten Job an – 
vor allem, wenn sie keinen Anspruch auf Sozialleistungen haben. Das drückt die 
Einkommen vor allem bei den Schwächsten am Arbeitsmarkt: Menschen mit 
Migrationshintergrund und unterdurchschnittlicher Bildung. Zuwanderungs-Anhänger 
argumentieren mit dem (angeblichen) Demografie-Problem. Zuwanderer sollten künftige 

 



Renten finanzieren. Deutschland hat bei der Rente kein Demografie-Problem, sondern ein 
fehlkonstruiertes Rentensystem. Mehr Menschen in ein fehlkonstruiertes System zu setzen, 
vergrößert lediglich das Problem. Hinzu kommt, dass die größtenteils gering gebildeten 
Zuwanderer (gelinde gesagt) unterdurchschnittliche Einkünfte erzielen, kaum etwas in die 
Rentenkasse einzahlen können, und selbst im Alter Sozialgeld-Bezieher (Hartz IV für 
Rentner) werden. Die Rentenkasse zahlt also drauf. Offene Grenzen zerstören jeden 
Sozialstaat – diese Aussage ist zwingend logisch. Die Frage ist nur, wie schnell es geht. 
Laut Weltbank leben 5,6 Milliarden Menschen von weniger als 3,13 Dollar am Tag. Das 
heißt: 5,6 Milliarden arme Menschen würden größtenteils in Länder mit besseren 
Perspektiven auswandern, wenn sich jeder Mensch aussuchen darf, wo er leben möchte. Die 
bisherigen Zuwanderer kosten entgegen den unrealistischen Szenarien der Linken und 
Grünen den Sozialstaat mehr, als sie bringen. Das Argument, dass sich das ändert, wenn sie 
alle arbeiten würden, greift ins Leere, weil es so viele Jobs einfach nicht gibt. Die 
Hauptursachen von Arbeitslosigkeit und Niedriglohn wirken weiter. Gerade das 
„Mismatch“ betrifft die Zuwanderer.
Zuwanderungs-Anhänger argumentieren mit dem (angeblichen) Fachkräftemangel, der 
durch Flüchtlinge beseitigt werden könnte. Abgesehen davon, dass nur sehr wenige 
Branchen und Berufe davon betroffen sind, wird das Problem dadurch nicht gelöst. Pfleger 
sind rar, weil sie so miserabel bezahlt werden. Zuwanderung führt nicht zu besserer 
Bezahlung. Im Gegenteil: Das Überangebot von verzweifelt nach Arbeit suchenden 
Zuwanderern wird die Löhne weiter drücken. Software-Spezialisten, Ingenieure und Ärzte 
sind auch eher selten unter der Zuwanderern. Tatsächlich kommen größtenteils gering 
gebildete Armuts-Flüchtlinge. Wenn es entgegen der Realität so wäre, dass lauter 
hochqualifizierte Fachkräfte nach Deutschland einwandern würden: Um so schlimmer. Das 
bedeutet einen so genannten „Brain Drain“, also ein Ausbluten der Heimatländer. Wenn 
die ökonomisch wertvollsten Menschen von den armen in die (relativ) reichen Länder 
abwandern, werden die armen Länder vollends ihrer ohnehin geringen Zukunftschancen 
beraubt. Dem Vorstand der Linkspartei ist es vollkommen egal, dass die Schwächsten am 
meisten unter der Konkurrenz am Wohnungs- und Arbeitsmarkt zu leiden haben. Die Linke 
will – wie weite Teile der Grünen und der SPD – eine grenzenlose Zuwanderung nach der 
Devise „kein Mensch ist illegal“, oder wie die Grüne Katrin Göring-Eckardt es maximal 
naiv formulierte: „Wir bekommen Menschen geschenkt.“
Begriffen haben es Bernie Sanders, Sahra Wagenknecht und Oskar Lafontaine, die daher 
eine Begrenzung der Zuwanderung und stattdessen Hilfe vor Ort fordern (ich wiederhole 
dies bewusst und finde dies auch richtig). Mein Fazit ist: Die Linke muss sich darauf 
einstellen, politisch bedeutungslos zu werden. So leid es mir als ehemaligem Wähler tut, ich 
kann die Linke nicht mehr wählen.
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